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-
Hir werden kleine Schulen leben und Bildungsqualität wieder aufleben 
lassen. Deshalb werden wir 

das ideologisierte Schulrecht ändern. damit einzügige Hauptschulen und 
Realschulen fortgeführt werden können. 

- unseren Gemeinden einen größeren Frei raum für fl exi b 1 e Lösungen geben. 
die dem örtlichen Bedarf angepaßt sind. 
Schulen wieder eröffnen. die dem SPD-Schul sterben zum Opfer gefa 11 en 
sind - unter der Voraussetzung. daß das Bedürfnis der Eltern und Kinder 
dafür besteht. keine andere Schule gefährdet wird und der Schul träger 
diesen Hunsch mitträgt. 

Kinder haben Anspruch auf gute Bildung. Denn davon hängt ihre Zukunft ab. 
Die B11anz der SPD-Rotstift-Politik: Skandalöser Unterrichtsausfall. Jede 
Woche fallen 300.000 Stunden aus. 1990 werden es 360.000 sein. Bei der 
Lehrerversorgung ist NRH das Schlußlicht im Vergleich mit den anderen 
Ländern . 

3.000 neue Lehrer werden wir 1990 einstellen. Jede Lehrerstelle. die frei 
wird. wird neu besetzt. Hir werden das Geld. das das Land durch die 
Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs spart. für den Unterricht unserer 
Kinder verwenden. 

Behinderte Kinder haben das gl ei ehe Recht auf bes tmögl i ehe Förderung wie 
nicht behinderte. In jedem Einzelfall muß sorgfältig entschieden werden. 
ob dies eher in einer Sonderschule oder in einer allgemeinen Schule 
geschehen kann. Für viele behinderte Kinder wird auch zukünftig die 
Sonderschule die beste Schule sein. Daher wollen wir die Sonderschulen bei 
ihrer unverzichtbaren Arbeit unterstützen. Sie brauchen eine verbesserte 
Lehrerversorgung und medizinisch-therapeutische Betreuung. 

Junge Menschen wollen in die Berufs- und Arbeitswelt einsteigen und dort 
Verantwortung übernehmen. Deshalb werden wir das bewährte duale System von 
Betrieb und Berufsschule erhalten und wei terentwi ekeln. Die beruflichen 
Schulen müssen gleichwertiger Partner im dualen System bleiben. Dafür 
brauchen sie vor allem eine moderne Ausstattung. eine bessere 
Lehrerversorgung und eine Ausweitung der Lehrerfortbildung. 

Kinder und Jugendl i ehe haben auch ein Recht auf Frei-Zeit und Frei-Räume 
außerhalb der Schule. Schule ist wichtig. doch sie ist nicht das ganze 
Leben auch nicht bei Kindern und Jugendlichen. Die SPD wi 11: 
Polit-Schule statt Schul-Freiheit. Für die SPD ist die Schule ein 
Instrument zur Gesellschaftsveränderung. Hir dagegen wollen die Freiräume 
erhalten. die Kinder mit der Familie. mit anderen Kindern oder Erwachsenen 
gestalten können im Sportverein. in der Jugendgruppe. in der 
Kirchengemeinde. in der Kunst- oder Musikschule. H1r wollen keine 
schulische "Rundum-Betreuung". denn diese bedroht die vi e 1 fälti gen 
Angebote der offenen und verbandlichen Jugendarbeit. nimmt unseren Kindern 
ein unverzichtbares Stück an Frei-Zeit und damit an Freiheit und 
beeinträchtigt die Entwicklung der Kinder und damit auch das 
Erziehungsrecht der Eltern. 
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Für 1hre Kinder wollen Eltern zwischen Schulen unterschiedlicher 
Trägerschaft und Prägung wählen können. Private Schulen gewährleisten 
Vielfalt der religiösen bzw. weltanschaulichen Orientierungen, der 
pädagogischen Konzepte und der Erziehungsvorstellungen. Daher garantieren 
wir den Privatschulen ihren Anspruch auf staatl i ehe Förderung nach dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung. 

Europa wächst inrner enger zusanrnen. Die Zukunft Deutschlands in diesem 
Europa hängt ab vom Hissen und K'önnen der jungen Menschen. 

Hir werden deshalb 
- 1n unseren Schulen das Fremdsprachenangebot ausweiten: Jeder junge 

Mensch soll mindestens eine europäische Fremdsprache beherrschen; 
- schon 1 n der Grundschule das Angebot machen, daß Kinder in 

altersgemäßer Form mit einer Fremdsprache vertraut werden; 
- d1e Zahl der zweisprachigen Schulen erhöhen; 
- den Austau sch von Schülern und Lehrlingen , Prak.ti kanten und Lehrern , 

Gesellen, Meistern und Facharbeitern ausweiten; ~ 

- Modellversuche zur Verkürzung von Schulzeiten einrichten. 

Ideen schmieden für unsere Zukunft 

Die Leistungen unserer Fachhochschulen und Universitäten werden die zukünf­
tige Entwicklung unseres Landes ganz wesentlich mitentscheiden. 

Ihre Aufgaben a 1 s Stätten der Lehre und Forschung, der Ausbi 1 dung und 
Bildung sind gestiegen durch: 

- die enge Verzahnung zwischen Hissenschaft und Hirtschaft, 
- die große Aufgabe, in einer Phase revolutionierender technischer Entwick-

lungen, eine geistig kulturele Orientierung für die Menschen zu geben. 

Die Situation an unseren Hochschulen ist dramatisch. Ihre Merkmale sind: Aus 
a 11 en Nähten p 1 atzende Fachberei ehe, Rekordzuwächse bei den Studienanfänger­
und Studentenzahlen, überfülllte Hörsäle, lange Hartezeiten bei Seminaren, 
Praktika, Examensarbeiten, eklatante Engpässe bei Personal- und Sachmitteln 
und Wohnraumnot für unsere Studentinnen und Studenten. 

Ohne das Engagement und den Fleiß der in Forschung und Lehre an unseren Hoch­
schulen arbeitenden Menschen und ohne die Hilfe der Bundesregierung stünde die 
konzeptionslose, perspektivlose und zusätzlich hilflose SPD-Regierung noch 
offenkundiger vor dem Scherbenhaufen ihrer verfehlten Hissenschaftspolitik. 

Es fehlen 
- ein mit den Hochschulen des Landes abgestinrntes Konzept für die k.ünfti gen 

Strukturen und die Hei terentwi ckl ung der Uni vers1täts- und Fachhochschul-
1 andschaft Nordrhein-Hestfalen, 

- ein in sich schlüssiges Förderungskonzept, das die Forschungsförderungspoli­
tik des Landes für Partner in Staat, Hissenschaft und Hirtschaft durchsich­
tig macht und eine koordinierte Förderung der Aktivitäten ermöglicht. 

• 
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Die Studentenzahlen sind seit 1980 kontinuierlich von 330.00 auf fast 470.000, 
also um mehr als 401, gestiegen. Die Stellen für wissenschaftliches Personal 
hingegen sind im gleichen Zeitraum um real 2,51 zurückgegangen. Auch der Hoch­
schulausbau hat der Entwicklung der Studentenzahlen nicht Rechnung getragen. 

Die SPD-Landesregierung redet zwar von Autonomie unserer Hochschulen und von 
einer Umstrukturierung unserer Hochschullandschaft. Sie praktiziert jedoch ein­
engende, herrschende Bürokratie. 

Nicht Selbstverwaltung und Autonomie. sondern Zufall und Hillkür sind die bei­
den Säulen. auf denen die Wissenschaftspolitik dieser SPD-Regierung basiert. 

Dabei werden insbesondere die Geisteswissenschaften als Steinbruch mißbraucht. 
Ihre Zukunft wird auf die Frage verengt. wieviel Lehrer der Finanzminister ein­
zustellen gedenkt. 

Damit vernachlässigt die SPD in unverantwortlicher Weise auch unsere Hochschu­
len in ihrer Aufgabe der Vermittlung einer geistig kulturellen Orientierung. 

Wissenschaft braucht Freiraum. Die CDU NRH wird den Hochschulen diesen Frei­
raum schaffen. 

Unsere Wissenschafts- und Forschungspolitik wird im Rahmen eines Gesamtkonzep­
tes erfolgen. das - mit den Hochschulen abgestimmt - der Effekti vi erung von 
Forschung und Lehre dient. So wird der deutsche Spitzenplatz in Forschung und 
Lehre gesichert und dort. wo er verloren gegangen ist. wieder hergestellt. 

Die CDU NRH wird sich von folgenden Grundsätzen leiten lassen: 

1. Der Bedarf der Gesellschaft und der Wirtschaft an leistungsfähigen Hochschu­
len und Forschungseinrichtungen wird in Zukunft weiter zunehmen. Leistungen 
von Hochschulen und Forschungseinrichtungen werden eine immer wichtiger wer­
dende Quelle für gesellschaftliche, technische und wirtschaftliche Innovati­
onen. für eine geistig kulturelle Orientierung und zur Bewältigung des sich 
zunehmend rascher vo 11 ziehenden Strukturwande 1 s in der Hi rtscha ft und der 
Gesellschaft. 

2. Der wachsende Bedarf an Hochschul 1 ei stungen in Lehre und Forschung erfor­
dert eine differenzierte Hochschul 1 andschaft. Universitäten und Fachhoch­
schulen bedürfen. ihrem jeweiligen Bildungsauftrag entsprechend, einer spe­
zifischen Stärkung ihres Profils bei gleicher politischer Gewichtung. 

3. Die verantwortete Autonomie der Hochschulen ist wiederherzustellen. Dazu 
ist es erforderlich. daß die Hochschulen die zur Stärkung ihrer jeweiligen 
Profile notwendigen Entscheidungen über Schwerpunkte in Lehre und Forschung 
sowie die damit korrespondierenden Entscheidungen über interne Umschichtun­
gen von Stellen und Haushaltsmitteln eigenverantwortlich treffen können. 
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Dabei ist den Hochschulen durch staatliche Rahmenentscheidungen Planungssi­
cherheit zu geben. Wenn weiterhin jede einzelne Stellenumwidmung und jede 
Schwerpunktsetzung von ministeriellen Genehmigungen abhängig bleibt, gefähr­
det dies es vor dem Hintergrund der zunehmenden Innovati onsgeschwi ndi gkei t 
in Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft in beträchtlichem Umfang die 
Leistungsfähigkeit der Hochschulen. 

4. In einer Zeit, in der das Scheitern planwirtschaftlicher Konzepte offen­
k.undi g ist, k.onvnt es darauf an, auch den Hochschul berei eh mehr am Hettbe­
werbsgedanken zu orientieren. Dies setzt Befreiung von bürokratischer Gänge­
lei und eine Stärkung der verantworteten Autonomie der Hochschulen voraus. 
Es sind vermehrt Anreize für Leistungen der Hochschulen in Forschung und 
Lehre zu schaffen und die Verteilung staatlicher Mittel an die Hochschulen 
ist in einem transparenten Verfahren leistungsorientiert zu gestalten. 

5. Die internationale, vor allem die europäische Dimension der Hochschulen ist ~ 
zu stärken . Neben einer Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit 
in der Forschung kommt es insbesondere darauf an, vermehrt gemeinsame Stu­
dienprogramme grenzüberschreitend zu entwickeln. Dabei sind auch die Länder 
Osteuropas einzubeziehen. 

6. Zur Gewährleistung der Vita 1 i tät und Innovationskraft der Hochschulen und 
ihrer Fachberei ehe ist es erforderl i eh. den wissenschaftlichen Nachwuchs­
kräften zusätzliche Arbeitsmöglichkeiten und bessere Berufsaussichten an 
den Hochschulen zu geben. Dies gewährleistet, daß der Fortschritt in der 
Wissenschaft kontinuierlich gefördert und eine Verstetigung der Altersstruk­
tur der lehrenden erreicht wird. 

Schließlich ist die Mitarbeitersituation an den Fachhochschulen deutlich zu 
verbessern. 

7. Die Hochschulen und Forschungseinrichtungen können die von ihnen erwarteten 
Leistungen nur erbringen, wenn sie über die notwendigen Rahmenbedingungen, 
insbesondere über die notwendige räumliche, apparative, personelle und fi­
nanzielle Ausstattung verfügen. Das erfordert eine deutlich höhere Priori­
tät für den Hissenschaftshaushalt. 
Die finanzielle Ausstattung der Hochschulen selbst ist dadurch auf einen an­
gemessenen Stand zu bringen, daß derzeit zentral verwaltete Mittel in die 
Hochschulkapitel verlagert werden, damit sie in den Hochschulen mit zu ver­
größernden Entscheidungsspielräumen effizient und sachorientiert genutzt 
werden können. 
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Kampf gegen Gewalt und Verbrechen 

Rechtsstaat und Rechtss i cherhe1t sind heraus ragende Errungenschaften unserer 
Demokratie. Sie sind der einzig wirksame Schutz der Bürger. Die CDU NRW wi 11 
einen Staat. der seine Bürger und unter ihnen besonders die Schwachen vor 
Gewalt und Verbrechen schützt. 

Eine CDU-geführte Landesregierung wird Gewalt und Verbrechen energischer 
bekämpfen und für Rechts s i cherhe1t sorgen. Krimi ne 11 e und Verbrecher müssen 
wissen, daß sie in NRW auf den entschiedenen Hiderstand des Rechtsstaates 
stoßen. Die Polizisten werden sich in einem CDU-regierten Nordrhein-Westfalen 
wieder auf die Landesregierung verlassen können. Sie werden nicht länger 
allein gelassen werden. Sie haben ein Recht auf die besondere Rückenstärkung 
durch unseren Staat. 

Die SPD-geführte Landesregierung hat durch ihre "wei ehe Linie" a l a Schnoor 
der Sicherheit geschadet. Das Gl adbecker Geiseldrama. das Nachgeben bei der 
Forderung der Terroristen nach Zusammenlegung. rechts freie Räume wie in der 
Düsseldorfer Kiefernstraße, die Duldung von Brückenbesetzungen und 
Verletzungen der Bannmeile um den Landtag haben dem Ansehen des Rechtsstaates 
schweren Schaden zugefügt. 

Gewalt und Verbrechen in unserem Land nehmen stark zu: 
- Seit den 70er J~hren hat sich die Kriminalität fast verdoppelt. Die 

NRW-Polizei muß in vielen Bereichen mit ansehen, wie die Verbrechen 
zunehmen, während gleichzeitig die Unterstützung für die Polizei abnimmt. 

- Eine ungeheure Drogenwelle rollt auf unser Land zu aus den Vereinigten 
Staaten. Asien und La tei nameri ka. Die Zah 1 der Opfer und die Straftaten 
durch Drogenabhängige häufen sich, ohne daß ausreichend Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden. 

~ - Die Zahl der Wohnungseinbrüche hat sich seit 1980 in NRW fast verdoppelt. 
Die Aufklärungsquote ist dramatisch gesunken, sie liegt nur bei insgesamt 
16,5 Prozent. 

M1t der CDU Nordrhein-Westfalen wird es keine Fortsetzung der weichen Linie 
der Verbrechensbekämpfung in NRW geben. Hi r werden dem weiteren Anstieg der 
Kriminalität in unserem Land nicht tatenlos zusehen. 

Wir werden den Aufgabenbestand der Polizei kr1tisch sichten. Unser Ziel ist 
es, die Polizei durch Aufgabenverlagerung, aber auch durch Privatisierung 
geeigneter Bereiche - wie zum Beispiel des Objektschutzes - deutlich zu 
entlasten. Daneben werden wir die Po 1 i zei aufgabenori enti ert persone 11 
verstärken. Eine CDU-geführte Landesregierung wird sich für eine starke 
Polizeipräsenz vor Ort durch einen Orts- oder Kontaktpolizisten einsetzen. 

Auch wollen wir ihr modernste Fahrzeuge. Fernmel deaussta~tungen, Computer und 
kri mi na ltechni sehe Einrichtungen geben. damit sie nicht schlechter, sondern 
besser ausgerüstet ist als die Unterwelt. 
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Die 'Organisierte Kriminalität' stellt eine besonders schwerwiegende BedTOhung 
für die Sicherheit in unserem Land dar. In Nordrhein-Hestfalen erhöhte sich 
die Zahl der Straftaten des organisierten Verbrechens seit 1972 um 77 Prazent. 
Wir brauchen ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität. Wir 
wollen mit verdeckten Ermittlern arbeiten, neue Spezialabteilungen in den 
Kriminalämtern schaffen, die Kriminalbeamten gezielt fortbilden und 
Sonderstaatsanwaltschaften einrichten. Das internationale Verbrechen darf 
keine Chance bekommen, sich in unserem Land festzusetzen. 

Henn die USA gezwungen sind, mit kri egsähnl i chen Mitteln das Rauschgift zu 
bekämpfen, dann sollten wir beizeiten den Kampf gegen das Rauschgift begi nnen, 
ehe wir in eine ähnliche Zwangslage kommen wie die USA. Die von. der 
Bundesregierung vorgesehene Einführung einer Vermögensstrafe sowie die 
Gewinnabschöpfung sind wirkungsvolle Maßnahmen gegen Drogenhändler. 

Wir werden der Polizei das rechtliche Instrumentarium geben, das sie für eine e 
effektive Arbeit braucht. Das gilt auch für eine klare gesetzliche Regelung 
für den finalen Rettungsschuß. Schwerverbrecher müssen wissen, daß wir das 
Leben von Geiseln mit allen Mitteln schützen. In Situationen absoluter Notwehr 
hat das Leben der Geisel Vorrang vor dem des Täters. 

Wir werden in der Verbrechensbekämpfung die Kooperation mit der 
Bundesregierung und mit anderen Bundesländern zum Nutzen der Bürger unseres 
Landes stärken und verbessern. Dies gilt auch für eine stärkere Zusammenarbeit 
mit den europäi sehen Nachbarn, vor a 11 em dann, wenn es um die Bekämpfung -des 
organisierten Verbrechens und der Rauschgiftkriminalität geht. Der Abbau der 
EG-Binnengrenzen macht Ausgleichsmaßnahmen wie das geplante 
EG-Informationssystem als Beginn eines europäischen Kriminalamtes notwendig. 

Die CDU bajht einen Strafvollzug, der den Gefangenen hilft und sie anleitet, 
künftig ein Leben in Straffreiheit zu führen. Dahinter darf jedoch das e 
berechtigte Interesse der Bürger an einem wirksamen Schutz vor Ubergriffen und 
Gefährdungen durch Strafgefangene nicht zurückstehen. 

Hafturlaub darf nur geährt werden, wenn ein Sicherheitsrisiko für die 
Bevölkerung von Fachleuten ausgeschlossen wird. Darüberhinaus wollen wir eine 
klare Haftung des Staates für den Fall, daß sich diese Prognose über das 
Risiko eines Hafturlaubes als falsch erwiesen hat. 

Unsere Heimat: weltoffen und tolerant 

Nordrhein-Westfalen hat in seiner Geschichte immer wieder Zuwanderungen 
erlebt. Daraus resultiert ein Klima der Offenheit gegenüber Fremden. Dies es 
generelle ausländerfreundliche Klima wird uns auch helfen, den Ausländern und 
deren Kindern und Enkelkindern auf Dauer eine Heimat zu bieten, die wir als 
Gastarbeiter in den 60er und 70er Jahren zu uns geholt haben. Wir wollen Ihnen 
mit den verschiedensten Hilfen ein Angebot zu einer vollständigen Integration 
bieten. 
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Eine geglückte Integration setzt auf seiten der Ausländer voraus, daß sie sich 
- bei Hahrung ihrer kulturellen Identität - auf unsere Gesellschaft einlassen 
und unsere verfassungsmäßige Ordnung respektieren. Von uns ist 
Integrationsbereitschaft und Toleranz gefordert. 

Beide sind aber gefährdet, wenn in der Bevölkerung der Eindruck einer andauern­
den unkontrollierten Zuwanderung 1n unser Land entsteht. Denn hier in einer 
der am dichtesten besiedelten Regionen Europas leben bereits 1,3 Millionen Aus­
länder. Das sind ei der Bevölkerung. 

Hir bejahen das Grundrecht auf Asyl, müssen aber feststellen, daß dieses Recht 
in den letzten Jahren von einer großen Zahl von Hirtschaftsflüchtigen als Vehi­
kel zu einer unkontrollierten Einreise mißbraucht worden ist. 
Hir begrüßen die Initiative der Bundesregierung, durch eine drastische Verkür­
zung der Anerkennungsverfahren diese i 11ega1 e Zuwanderung zu unterbinden. Um 
so bedauerlicher ist es, daß die gegenwärtige Landesregierung durch ihre Asyl­
politik mit unbegründeten Abs chi ebestops, Sonderrechten für bestimmte Volks­
gruppen und Alleingängen in der Innenministerkonferenz diese Bemühungen unter­
läuft. 

Die Landesregierung gefährdet damit auf die Dauer die Aktzeptanz des Grund­
rechtes auf Asyl in der Bevölkerung, aber auch das für die Integration der 
hier lebenden Ausländer erforderliche Klima der Toleranz und Offenheit. 

Deshalb wird eine CDU-geführte Regierung dafür sorgen, daß diejenigen, die 
sich weder auf das Asylrecht, noch auf ein Bleiberecht nach dem Ausländerrecht 
stützen können, zügig wieder in ihre Heimat zurückkehren. 

Es gehört zum Wesen der Demokratie, daß nur die Staatsbürger über Hahlen an 
der politischen Hillensbildung des Volkes teilnehmen. Wir lehnen deshalb ein 
Hahlrecht für Ausländer ab. Das gilt auch für die kommunale Ebene. Das Kommu­
nalwahlrecht ist kein Hahlrecht zweiter Klasse. Hir lehnen deshalb die Pläne 
der SPD zur Einführung eines kommunalen Hahlrechtes ab. 

Dieses Hahlrecht kann kein Mittel zur Integration sein. Es kann erst am Ende 
einer geglückten und mit der Einbürgerung abgeschlossenen Integration stehen. 
Hi r wo 11 en desha 1 b a 11 en hier 1ega1 1 ebenden Aus 1 ändern den Zugang zur deut­
schen Staatsangehörigkeit nachhaltig erleichtern. 

Unsere Perspektive ist ein europäisches Hahlrecht in den Ländern der EG. Nach 
der Schaffung des Gemeinsamen Marktes muß die Entwicklung zu einer politischen 
Gemeinschaft in Europa führen. Diesen Heg wollen wir beharrlich weitergehen. 
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Kultur und Sport pflegen - Leben erleben 

Kultur ist das besondere Feld der kreativen Individualität. Kultur ist nicht 
lediglich Beiwerk gesellschaftlicher Entwicklungen, sondern unverzichtlbarer 
Beitrag für eine schöpferische und phantasievolle Gestaltung einer 
menschlichen Zukunft. Hir bejahen die lebendige und vielfältige 
Kulturlandschaft unseres Landes. Sie ist Teil unseres geistigen Reichtums~ 

Eine lebendige kulturelle Szene kann nur ungegängelt gedeihen in einem Klima 
der Offenheit und Toleranz, der geistigen Freiheit. 

Die CDU Nordrhei n-Hes tfa 1 en bekennt sieh zu einem erweiterten Ku l turbe91ri ff, 
der alle Ausdrucksformen kulturellen Engagements umfaßt. Hir sind fiir das 
eigenverantwortliche Engagement und die Gestaltungsmöglichkeiten des einzelnen. 

Die CDU NRW tritt ein für den Bestand der traditionellen Kultureinrichtungen; 
sie sind die Basis, auf der allein sich die kulturelle Szene in ihrer ganzen 
Breite und Vielfalt entwickeln kann. Trotz der manchmal schwierigen kommun alen ~ 
Finanzlage muß die kulturelle Vielfalt erhalten und die Förderung der 
kulturellen Einrichtung gesichert werden . 

Die CDU NRW wird privates Mäzenatentum und Kultur-Sponsoring ermutigen - nicht 
a 1 s Ersatz, aber a 1 s wichtige Ergänzung der nach wie vor unverzichtbaren 
öffentlichen Kulturförderung. Berührungsängste sind unnötig, solange 
i nha l tl i ehe Einflußnahme unterbleibt. Und die Freiheit der Ku lt ur erfordert, 
daß Fremdeinfluß unterbleibt. 

Die CDU NRW wird die Pflege und Heiterentwicklung der ostdeutschen Kultur 
garantieren und zur Erhaltung mi tte 1- und ostdeutscher Kultu rdenkmäler 
insbesondere in den Patenländern Nordrhein-Westfalens <Brandenburg, 
Oberschlesien und Siebenbürgen) beitragen. 

Die CDU NRW wird die vielfältige Theater- und Orchesterlandschaft unseres • 
Landes pflegen und ausbauen. Das Land NRW ist nach wie vor im Vergleich mit 
den anderen Flächenländern das Schlußlicht bei der Theater- und 
Orchesterförderung. Die theatertragenden Kommunen brauchen neben einer 
verbesserten Landesförderung vor a 11 em eine über mehrere Jahre verl äßl i ehe 
Planungssicherheit bei der Landesförderung. 

Auch beim überregionalen Informationsaustausch und bei der Unterstützung 
kommunaler und regionaler Kulturarbeit kann und muß die Landesregierung 
helfen. Die CDU NRH wird die Arbeit der Literaturbüros und des Filmbüros 
fördern und deren Angebote dem wachsenden Bedarf anpassen. 

Die beiden Kultursekretariate in Wuppertal und Gütersloh müssen durch eine 
verbesserte Landesförderung in die Lage versetzt werden, den wachsenden 
Aufgaben und dem größeren Interesse der Kommunen nachkommen zu können . 
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Sport ist für Millionen Menschen ein wichtiger Teil von Lebensfreude und Le­
benserfüllung. Millionen Menschen sind sportlich aktiv. Fast 5 Mio. Bürgerin­
nen und Bürger in Nordrhein-Westfalen sind Mitglieder in einem Sportverein. 
Der Sport hat eine große gesellschaftliche Bedeutung. Er ist Freizeit und akti­
ve Erholung. Er ist Freude am Spiel und Vergnügen an der körperlichen Ertüchti­
gung. 
Er erlaubt individuelle Verwirklichung und Gruppenerlebnis. Er fördert Wettbe­
werb und Gemeinschaftssinn. Sport ist eine der "herrlichsten Nebensachen•• der 
Helt. Er ist wichtiger Bestandteil unserer Gesellschaft. 

Unsere Gesellschaft verändert sich und mit ihr der Sport. Der Sport folgt den 
Entwicklungen unserer Freizeitgesellschaft. Seine Bedeutung wächst. Die Poli­
tik muß dafür die notwendigen Rahmenbedingungen schaffen. Die Sportvereine be­
dürfen der partnerschaftlichen Hilfe des Staates. um im Wettbewerb mit kommer­
zi e 11 en Anbietern nicht unterzugehen. Die Sportvereine 1 eisten Aufgaben. die 
im Interesse unserer Gemeinschaft liegen. 

Wir sollen ihnen und dem Sport insgesamt helfen, indem wir 
- die Landesmittel zur Förderung der Ubungsleiter erhöhen, 

den Sportorganisationen dabei helfen. hauptamtl i ehe Fachkräfte ei nzu­
ste 11 en, um die unverzichtbare ehrenamtliche Arbeit zu ergänzen, 

- den Bau und die Modernisierung von Sportstätten stärker fördern, 
- denjenigen, die regelmäßig Sport treiben, Vorsorgeuntersuchungen anbie-

ten, damit Sport nicht gesundheitsschädlich ausgeübt wird, 
- die Maßnahmen zur Talentsuche und -findung weiter ausbauen, um den Nach­

wuchs für den Spitzen- und Leistungssport zu fördern, 
- die rechtlichen Voraussetzungen da für schaffen. daß Sport und Umwelt 

als natürliche Verbündete miteinander leben. 

Eine CDU-geführte Landesregierung wird dem Sport fairer Partner und enga­
gierter Förderer sein. Hir werden den Leistungssport - auch im internatio­
nalen Vergleich - mehr als bisher fördern. 
Hir werden in besonderer Heise den Breitensport fördern und im Rahmen des 
Breitensports unser besonderes Augenmerk auf den Gesundheitssport. den Be­
hindertensport. den Seniorensport sowie auf den Sport für Schichtarbeiter 
und ausländische Mitbürger richten. 

Unsere Medien - verantwortete Freiheit 

Kommunikation verbindet die Menschen weltweit. Nachrichten eilen in 
Sekundenschne 11 e um den Erdba 11. Nie zuvor haben Menschen sovi e 1 
übereinander und voneinander erfahren können. Nachrichten he 1 fen Ketten 
sprengen. Die Medien haben eine wichtige Rolle bei der Selbstbefreiung der 
Menschen in der DDR, in Polen. in Ungarn und in der CSSR gespielt. 
Diktaturen und ihre Geheimnisse kommen ins Blickfeld der Kameras. Die 
Despotie kann sich nicht länger verstecken. Die Heltöffentlichkeit sieht 
zu. Informations- und Meinungsfreiheit. eine freie Presse sind für eine 
freie Gesellschaft Voraussetzung und Auftrag. 
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Die CDU wird dazu beitragen. daß die Zeitung auch in einer entwickelten 
Konvnunikationsgesellschaft ihren Platz behält. ihre wirtschaftlichen 
Grundlagen festigen und dem Bürger eine Viel fa 1 t von Informationen und 
Meinungen anbieten kann. Zu dieser Vielfalt gehört unverzichtbar die 
Regional- und Lokalzeitung, weil sie wie kein anderes Medium geeignet ist. 
den Bürger mit seiner Umgebung vertraut zu machen und ihm in Nachricht und 
Anzeige die Möglichkeit eröffnet. am kulturellen. gesellschaftlichen und 
politischen Leben seiner Heimat teilzunehmen. Die CDU wird sich mit allen 
ihr zur Verfügung stehenden Mitteln der weiteren Konzentration des 
Zeitungswesens widersetzen. um den mittleren und kleinen Zeitungsverlagen 
ihre Existenz zu sichern. 

Das am 17.01.1987 von der SPD gegen die Stimmen der CDU und FDP 
verabschiedete Landesrundfunk.gesetz ist nachweislich das erfolgloseste 
Ges et z in de r deutschen Parlamentsgeschichte. Sein wichtigster Teil, 
nämlich die Einrichtung des Lokalfunks, ist vier Jahre nach Verabschiedung 
des Gesetzes nicht viel mehr als nur ein Paragraph. Das unpraktikable 
11 Zwei-Säu1en-Mode11 11 ist zudem verfas sungs rechtl i eh bedenk.lieh und wird 
von der CDU auch rechtlich angefochten. Die mittleren und kleinen 
Zeitungsverlage beteiligen sich - wenn überhaupt - nur unter dem 
Gesichtspunkt der "Schadensbegrenzung". 

Die Beteiligung des HDR ist vom zuständigen Bundesamt als 
k.artellrechtswidrig festgestellt worden. Die Bereitschaft tausender 
Bürger, sich in Veranstaltergemeinschaften und Radiovereinen der 
Entwicklung des Lokalfunks zur Verfügung zu stellen, ist mißbraucht und 
enttäuscht worden. Das ideologisch verbrämte Nachhutgefecht der SPD, einen 
dualen Hörfunk. in NRW zu verhindern, läßt wieder die verhängnisvolle 
Tendenz der SPD erkennen, dem Bürger zu sagen, was er zu hören hat, statt 
den Bürger entscheiden zu lassen, was er hören möchte. 
Informationsgänge 1 ung statt Informati onsfrei hei t. Bedauerlicherweise geht 
man so mit mündigen Bürgern in NRH um. Die CDU wird diesem staatlichen 
Machtmißbrauch ein Ende machen. 

Die CDU begrüßt es grundsätzlich, daß im Bereich des Fernsehens durch die 
Zu 1 as sung privater Anbieter das Programmangebot vergrößert wird. Hie in 
anderen Ländern wird der Hettbewerb die Innovationskräfte in den 
konkurrierenden Anstalten freisetzen. Oie Befürchtung, daß in dieser 
Entwickung sich nur seichte und anspruchslose Programme behaupten könnten, 
zeugt von einem tiefen Mißtrauen in Geschmack. und Bildung der Bürger. 

Die Progranvn-Verantwort l i chen in bei den Systemen sind aufgefordert. auf 
unsere noch nicht unterschei dungsfähi gen Mitbürger - a 1 so die Kinder -
mehr Rück.sieht zu nehmen als bisher. Die Darstellung von Gewalt und 
Unmenschlichkeit in allen Formen der Unterhaltung verletzt unser 
Menschenbi 1 d. Die CDU erwartet, daß die gesetzl i eh eingerichteten 
Kontro 11 en genauso wie die frei wi 11 i ge Se 1 bs tk.ontro 11 e ~ · irk.samer angewandt 
werden. 
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Sie erwartet von Rundfunkkonvnission und Rundfunkrat eine 
aufmerksam-kritische Begleitung der Progranvne. Noch wichtiger aber ist das 
Verantwortungsbewußtsei n der für das Progranvn Verantwortlichen. Freiheit 
bedingt Verantwortung. Verantwortung sichert Freiheit. Qualität einer 
Anstalt ergibt sich nicht nur aus ihren Programmen, sondern auch aus dem. 
was sie, im eigenen Ermessen. nicht gesendet hat. 

Die CDU ordnet innerhalb eines dualen Hörfunk- und Fernseh-Systems den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eine wichtige Aufgabe zu. die 
durch die Gebührenzahlung der Bürger die Anstalten zu besonderen 
Leistungen verpflichtet: 

Der Hestdeutsche Rundfunk muß daher für sein Verbreitungsgebiet die 
Grundversorgung sicherstellen. 
Die Verpflichtung zur Grundversorgung ist aber nicht damit erfüllt. daß 
der HDR in allen Landesteilen empfangen werden kann. 

Grundversorgung besteht in einem umfassenden Angebot an Information, 
Kultur und Unterhaltung. Grundversorgung ist erst dann gewährleistet, wenn 
alle Gruppen und Schichten der Gesellschaft sich in den Programmen 
wiederfinden. 
Grundversorgung ist erst erreicht. wenn das Programm politisch ausgewogen 
ist. also keine Gruppe oder Partei gegenüber anderen bevorzugt oder 
benachteiligt wird. 

Henn dies nicht in professioneller Weise, 
Verantwortung vor dem gesetzlichen Auftrag 
öffentl i ch-rechtl i ehe Rundfunk seinen Anspruch 
alle Besitzer eines Radio- bzw. Fernsehgerätes. 

objektiv und in hoher 
geschieht. verwirkt der 
auf Gebührenzahlung durch 

So unbestritten die Freiheit der Meinung und das Recht auf kri ti sehe 
Kommentierung ist. so bedenklich ist die penetrante politische 
Einseitigkeit einzelner Programmacher. Sie schaden der Glaubwürdigkeit 
einer öffentlich-rechtlichen Anstalt, verletzen die Rechte und 
Empfindungen vieler Bürger und sind letztlich der Mißbrauch einer 
öffentlich-rechtlichen Anstalt durch eine Minderheit. 

Die CDU beobachtet mit großer Sorge Tendenzen des HDR, mit einer 
"Besetzungsstrategie'' der Konkurrenz privater Veranstalter zu begegnen. 

Besetzungsstrategie besteht in der Absicht (und der Bereitschaft der 
SPD-Landesregierung), neben vier Hörfunkprogrammen ein fünftes 
einzurichten. Tatsächlich sollen private Bewerber abgewehrt werden. 

Besetzungsstrategie besteht in der Absicht des HDR. sich mit einem 
Rahmenprogramm am Lokal funk zu beteiligen. Tatsächl i eh sollen auch hier 
private Bewerber abgewehrt werden. 
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Besetzungsstrategie wird dort sichtbar, wo lokale Versuchs- und 
Pilotprojekte <Dortmund) zu Lasten des WDR-Haushaltes und auf Kosten aller 
Gebührenzahler fortgeführt werden. 

Die CDU hält es für eine langfristig verhängnisvolle Entscheidung, die 
Aufgaben der öffentlich-rechtlichen Anstalten nicht nur durch 
Rundfunkgebühren, sondern auch mit Werbeeinnahmen zu finanzieren. 

Die nordrhei n-westfäl i sehe CDU wird alle Bestrebungen unterstützen, die 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zur Konzentration auf seinen 
eigentlichen Auftrag führen. Zur Erfüllung dies es Auftrages haben diese 
Systeme einen Anspruch auf ein ausreichendes Gebührenaufkommen, auf ein 
gebührenfinanziertes Programm ohne Werbung. 

Die Journalistinnen und Journalisten in Presse , Hörfunk und Fernsehen 
leisten für Erhaltung und Festigung unserer demokrati sehen Ordnung einen 
unverzichtbaren Beitrag und haben sich um die Entwicklung unserer 
Demokratie verdient gemacht. Ungeachtet der von uns geschilderten und 
kritisierten Fehlentwicklungen bekennt sich die CDU zur Freiheit der 
Presse und hat Respekt vor allen Frauen und Männern, die dort ihre 
wichtige Aufgabe verantwortungsbewußt wahrnehmen. 

Bürgernahe Politik in Städten und Gemeinden 

Nordrhein-Westfalens Stärke ist seine Vielfalt. Die Identität und · 
Geschichte der Landschaften, Regionen, Städte und Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen ist älter als die politischen Grenzen. Maßstab für 
unsere Politik in Nordrhein-Westfalen ist, daß sie den Kommunen und 
Regionen Gestaltungsspielräume läßt und neue Chancen bietet, ihr eigenes 
Profil zu wahren und in eigener Zuständigkeit weiterzuentwickeln. 

Die CDU Nordrhein-Westfalen wird die kommunale Selbstverwaltung stärken. 
Dafür brauchen wir in Land und Kommunen eine solide Haushalts- und 
Finanzpolitik. Dazu gehört eine Gemeindefinanzierungsreform, die eine 
verl äß liehe Basis für die Kommunalfinanzen und die Zukunftsplanungen in 
Städten und Gemeinden bietet. 

Die CDU Nordrhein-Westfalen tritt für eine durchgreifende Reform der 
Gemeindeordnung ein, die in ihrer gegenwärtigen Fassung dem Verständnis 
und den Erwartungen der Bürger nicht entspricht und invner weniger für die 
praktische Kommunalpolitik taugt. Bürgernahe Kommunalpolitik braucht mehr 
Bürgereinfluß. Wir wollen, daß die Bürger ihre COber-)Bürgermeister 
künftig direkt wählen können. Die Reform der Gemeindeordnung muß das 
überholte Nebeneinander von hauptamtlicher Verwaltungsleitung und 
ehrenamtlich politischer Führung beseitigen. Wir wollen starke 
Bürgermeister, die als Ratsvorsitzender und Chef der Verwaltung die 
Politik umsetzen und verantworten, für die sie vom Bürger gewählt werden . 
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Daneben muß die Position der Bezirksvertretungen und der Bezirksausschüsse 
gestärkt werden. Hir wollen das Ehrenamt durch Konzentration der Rats- und 
Ausschußarbeit auf die kommunalpolitischen Leitlinien und 
Grundsatzentscheidungen stärken. 

Europäische Dimensionen, die sich mit der wirtschaftlichen und politischen 
Einigung unseres Kontinentes eröffnen, bringen einen neuen Stellenwert für 
die Regionen Nordrhein-Hestfalens. Ho z.B. Hirtschaftsförderung, 
Umweltschutz oder Verkehrsentwicklung aus kommunaler Perspektive allein 
nicht mehr bewältigt werden können, müssen überzeugende Formen regionaler 
Zusammenarbeit von Städten und Gemeinden, aber auch von Kommunen, 
Hirtschaft und Staat gefunden werden. 


